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Liebe Leserinnen und Leser,
bevor dieses politisch und wirtschaftlich unruhige Jahr  
zu Ende geht, möchten wir Ihnen auf diesem Weg einige 
Informationen zu aktuellen Steueränderungen, im 
Kaufrecht sowie beim Statusfeststellungsverfahren und  
der Versicherungspflicht von Geschäftsführern und 
Gesellschaftern übermitteln.

Die steigenden Immobilienpreise führen zu immer 
größeren steuerlichen Belastungen. Wir stellen Ihnen 
daher einige Varianten vor, wie Sie Freibeträge ausnutzen 
und dabei Ihre eigene Versorgung sicherstellen können.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen, danken für  
Ihr Interesse und wünschen Ihnen für das kommende Jahr 
alles Gute.

Ihr Kai Schäfer

Änderungen im Kaufrecht
Zum 01.01.2022 wurden einige wichtige Änderungen im 
bürgerlichen Recht beschlossen, die im Wesentlichen 
Verbraucherverträge betreffen jedoch durchaus auch 
Auswirkungen auf Verträge zwischen Unternehmern 
haben.

■  �Der Begriff des Sachmangels wird nunmehr sowohl 
durch subjektive als auch objektive Kriterien bestimmt. 	
Ein Mangel einer Sache kann sich daher unabhängig von 
der Beschaffenheitsvereinbarung auch dadurch ergeben, 	
	 dass die Ware nicht bestimmten Anforderungen (z. B. 
Branchenüblichkeit und Kundenerwartungen) entspricht.

■  �In der Praxis ist die Verlängerung der  
Beweislastumkehr bedeutsam.  
Normalerweise muss der Käufer beweisen, dass die 
gekaufte Ware bei Übergabe mangelhaft war.  
Seit einigen Jahren ist die Beweislast zu Lasten des 
Verkäufers bei Verbraucherverträgen in den ersten sechs 
Monaten umgekehrt.  
	 Diese Frist wurde nun auf ein Jahr verlängert, sodass 
der Käufer erst danach beweisen muss, dass der Mangel 
bereits bei Vertragsschluss vorhanden war.

■  �Umfangreiche Änderungen ergeben sich auch bei der 
Bereitstellung von Waren und Leistungen mit 
digitalen Inhalten.  
Der Unternehmer muss künftig Softwareaktualisierungen 
kostenfrei anbieten. 

■  �Unternehmer sollten ihre Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen aber auch ihre Widerrufsbelehrungen 
auf Aktualität überprüfen.  
	 Beim Onlineverkauf muss der Verkäufer künftig 
darauf achten, dass der Verbraucher die Kündigung 
online durch einen einfachen Klick auf einen  
Kündigungsbutton erklären kann.

■  �Gegenüber Verbrauchern ist es künftig auch 
nicht mehr zulässig durch Allgemeine 
Geschäftsbedingungen die Abtretung von 
Ansprüchen auszuschließen. 

■  �Weiterhin wurden die Vertragslaufzeiten dahingehend 
geändert, dass in Zukunft nach einer Erstlaufzeit von 
zwei Jahren automatische Verlängerungen nur auf 
unbestimmte Zeit und nur dann zulässig sind, wenn der 
Verbraucher das Vertragsverhältnis jederzeit mit einer 
Frist von höchstens einem Monat kündigen kann.

■  �Zeigt sich bei einer verkauften Sache ein Mangel, 
kann der Verbraucher vom Vertrag auch dann zurück-
treten, wenn er keine aktive Frist zur Nachbesserung 
gesetzt hat.  
	 Es reicht daher künftig aus, wenn er den Verkäufer 
über den Mangel unterrichtet hat und dieser nicht in 
angemessener Frist durch Ersatzlieferung oder Reparatur 
nacherfüllt hat.

■  �Beim Verkauf von gebrauchten Sachen können wie 
bisher abweichende Vereinbarungen getroffen werden; 	
	 diese müssen jedoch künftig ausdrücklich und 
gesondert im Vertrag vereinbart werden.  

	 insbesondere ist der Käufer auf eine kürzere als im 
Gesetz vorgesehene Verjährungsfrist ausdrücklich 
hinzuweisen.  
Diese darf beim Verkauf durch Unternehmer den 
Zeitraum von einem Jahr nicht unterschreiten.

■  �Vom Verkäufer gewährte Garantien müssen künftig 
mindestens den Umfang des gesetzlichen Nach­
erfüllungsanspruchs haben.  
	 Der gesetzliche Anspruch des Verbrauchers bei 
Sachmängeln darf daher durch Garantien nicht mehr 
eingeschränkt werden.
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Steueränderungen 2023

a) Inflationsausgleichsprämie 

Der Arbeitgeber hat die Möglichkeit, dem Arbeitnehmer 
zusätzlich zum Arbeitslohn weitere Zahlungen bis zu einer 
Gesamthöhe von 3.000 Euro zukommen zu lassen.  
	 Dieser Betrag ist steuer- und sozialversicherungsfrei. 
Diese Prämie kann bis 31.12.2024 beliebig verteilt werden.

Es ist zwar den Arbeitgebern überlassen, ob und in welcher 
Höhe sie diese Prämie bezahlen, wir gehen allerdings 
davon aus, dass seitens Politik und Medien, auch unter 
Berücksichtigung des derzeitigen Arbeitnehmerengpasses, 
ein Druck auf Arbeitgeber ausgeübt wird, der faktisch zu 
einer Auszahlungsverpflichtung werden wird.  
Gleichwohl empfehlen wir die Auszahlung dieses Betrages 
in Raten. 

b) Mindestlohn 

Zum 01.10.2022 wurde der Mindestlohn auf 12 Euro pro 
Stunde angehoben.

c) Minijob

Zum 01.10.2022 wurde die Grenze für Minijobs von  
450 auf 520 Euro erhöht. 
Dem folgend wurden die Grenzen für den Midijob auf 
520 bis 1.600 Euro angepasst. Ab dem 01.01.2023 steigt 
diese Höchstgrenze auf 2.000 Euro.

d) ��Zinssatz für Steuernachzahlungen und 
	 -erstattungen

Als Reaktion auf den Beschluss des Bundesverfassungsge-
richtes vom 08.07.2021 wurde mittlerweile der Zinssatz 
auf Steuernachzahlungen und -erstattungen angepasst. 
Bisher waren diese Beträge mit 0,5 % pro Monat  
(6 % pro Jahr) zu verzinsen.  
	 Künftig ist ein Zins von 0,15 % pro Monat  
(1,8 % pro Jahr) anzuwenden.  
Dieser Zinssatz ist mindestens alle 3 Jahre zu überprüfen. 

e) �Restaurant- und Verpflegungs-
    dienstleistungen

	 Seit dem 01.07.2020 gilt ein ermäßigter Steuersatz von  
	 7 % für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen. 	
	� Diese befristete Regelung war zunächst bis zum 

31.12.2022 gültig und wird nun verlängert bis zum 
31.12.2023.  
Ausdrücklich davon ausgenommen  
ist die Abgabe von Getränken,  
welche nach wie vor  
mit 19 % zu versteuern ist. 

Das Jahressteuergesetz 2022 wurde zum Zeitpunkt der 
Abfassung dieses Artikels vom Bundestag beschlossen, auf 
Veranlassung des Bundesrates sollen aber noch einige 
Regelungen angepasst werden.  

a) 0 % Umsatz Steuersatz für Photovoltaik

Kleinere Photovoltaikanlagen bis zu einer Leistung von  
30 kWp sollen mit einem Mehrwertsteuersatz von 0 % 
besteuert werden. Dies bedeutet, dass ein leistender 
Unternehmer für die Errichtung einer solchen Anlage 
zwar keine Umsatzsteuer in Rechnung stellt, gleichwohl 
aber den vollen Vorsteuerabzug beanspruchen kann.

	� Diese Regelung gilt für alle Anlagen, die ab dem 
01.01.2023 angeschafft und fertiggestellt werden. 
Nachdem der Betreiber dieser Anlage somit nicht mit 
Mehrwertsteuer belastet ist, entfallen auch sämtliche 
Folgeprobleme im Bereich der Umsatzsteuer (Anwen-
dung der Kleinunternehmerregelung, Versteuerung 
eines Privatverbrauches, Abgabe einer Umsatzsteuerer-
klärung usw.). 

b) Einkommensteuer bei Photovoltaikanlagen 

Entsprechend zur umsatzsteuerlichen Regelung wie vorher 
dargestellt, soll in der Einkommensteuer geregelt werden, 
dass der Betrieb von solchen Photovoltaikanlagen zu 
steuerfreien Einnahmen führt.  
	� Dies bedeutet eine Steuerfreiheit für den Betrieb von 

kleinen Photovoltaikanlagen. Künftig braucht somit für 
diese Anlagen keine Gewinnermittlung mehr durchge-
führt werden, weder ein Gewinn noch ein Verlust ist 
steuerlich anzusetzen. Die vorgenannte Regelung gilt 
vermutlich für alle Anlagen, auch solche, die bereits vor 
dem 01.01.2023 in Betrieb genommen wurden.

c) �Höhere Erbschaft- und Schenkungsteuer
    durch Anpassung der Immobilienbewertung

Von der Öffentlichkeit nahezu unbemerkt wurde eine 
Änderung des Bewertungsgesetzes in das Jahressteuergesetz 
2022 aufgenommen, welche zu einer deutlich höheren 
Bewertung von Immobilienvermögen führen wird. Bei 
der Bewertung von Immobilien werden diverse Faktoren, 
die in die Berechnung der steuerlichen Werte mit einflie-
ßen, geändert. 

	 Dies wird teilweise zu erheblich höheren Werten von 
Immobilien bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
führen. Begründet wird diese Bewertungsanpassung mit 
der Tatsache, dass nach wie vor Immobilien deutlich zu 
niedrig im Vergleich zum Verkehrswert bewertet werden. 

Dies mag in manchen Regionen Deutschlands möglicher-
weise der Fall sein, ob dies aber in unserer Region ebenso 
gilt, kann stark bezweifelt werden. In diesem Zusammen-
hang bleibt abzuwarten, ob in unserer Region eine solche 
Neuregelung nicht zu deutlich über dem Verkehrswert 
liegenden Bewertungen führt und somit möglicherweise 
auch verfassungswidrig sein könnte. 

Unabhängig von der geänderten Bewertung bleibt die 
Möglichkeit, über ein Gutachten einen niedrigeren Wert 
der Immobilie nachzuweisen.

Weiterhin ist in Planung, die Freibeträge für Schenkungen 
anzupassen. Wir werden in diesem Bereich die Entwick-
lung beobachten.

Vom ersten Entlastungspaket über das zweite und dritte Entlastungspaket bis zum „Doppel-Wumms“! 

Die im Jahr 2022 verabschiedeten und noch geplanten Gesetzesänderungen mit steuerlicher Auswirkung werden 
mittlerweile etwas unübersichtlich. Wir haben nachfolgend dargestellt, welche Neuerungen bereits umgesetzt bzw. 
noch in Planung sind.

Selbstredend handelt es sich nicht um eine vollständige Liste, sondern um Regelungen, die wir für wichtig erachten. 

1)	 Bereits beschlossene Änderungen

2) �Geplante Änderungen im Jahressteuergesetz 2022

Manfred Meixner 
Steuerberater

✔

✔

✔

✗
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Gestaltung
Einkommensteuerliche  

Behandlung beim Schenker

Einkommensteuerliche  
Behandlung  beim  

Beschenkten
Todesfall

Leibrente

Die Rente ist ein Kaufpreis und ist 
steuerpflichtig, wenn innerhalb der 
Spekulationsfrist übertragen wird. 
Ansonsten ist nur ein Ertragsanteil 

der Rente steuerpflichtig.

Wenn die Rente einen Veräu-
ßerungspreis darstellt, kann bei 

Vermietung Abschreibungsvolumen 
geschaffen werden. Ein Ertragsanteil 

der Rente ist abzugsfähig.

Der Wegfall der Nutzung oder 
Leistung im Todesfall ist nicht 

erbschaftsteuerpflichtig, aber evtl. 
Anpassung wenn zeitnah nach der 

Schenkung.

Siehe Tabelle oben
Nießbrauch

Mieteinnahmen sind wie bisher 
vom Schenker zu versteuern.

Einkommensteuerlich nicht relevant

Wohnrecht Einkommensteuerlich nicht relevant Einkommensteuerlich nicht relevant

Auflage

Eine Auflage stellt einen Veräu-
ßerungspreis dar und ist anteilig 

steuerpflichtig, wenn innerhalb der 
Spekulationsfrist übertragen wird.

Bei Vermietung kann zusätzliches  
Abschreibungsvolumen geschaffen 

werden.
Keine Auswirkung

Kauf mit Darlehen

Der Kaufpreis ist steuerpflichtig, 
wenn innerhalb der Spekulations-
frist übertragen wird. Zinsen sind 

einkommensteuerpflichtig.

Bei Vermietung kann erhebliches 
neues Abschreibungsvolumen 

geschaffen werden, der Zinsaufwand 
ist abzugsfähig.

Die im Todesfall noch bestehende 
Restforderung ist erbschaftsteuer-

pflichtig.

Gestaltungsvarianten zur 
Grundstücksschenkung

Schenkungsteuerlich ist die Bewertung von Nießbrauch, 
Wohnrecht und Leibrente identisch, wenn der Jahreswert 
gleich ist.

Nießbrauch: Der Schenker erhält ein vollumfängliches 
Nutzungsrecht am Haus und bleibt auch weiter Vermieter. 

Wohnrecht: Der Schenker erhält ein Wohnrecht für die 
selbstgenutzte Wohnung und darf diese nur selbst bewoh-
nen, eine Vermietung ist nicht mehr möglich.

Leibrente: Schenker erhält eine monatliche Leibrente  
und zieht aus dem Haus aus. 
Die Leibrente kann auch mit Wohnrecht und Nießbrauch 
kombiniert werden.  

Bei einer Schenkung gegen Leibrente ist zu beachten,  
dass dies einen Kaufpreis darstellt und innerhalb der 
Spekulationsfrist dann eine einkommensteuerpflichtige 
Veräußerung vorliegt.

Wegfall der Belastung

	 Wohnrecht, Nießbrauch und Leibrente fallen grund-
sätzlich mit dem Tod der berechtigten Person weg.  
	 Darauf fällt keine Erbschaftsteuer an.

	 Hierzu gibt es nur eine Ausnahme, für den Fall, dass 
kurze Zeit nach einer Schenkung mit Nießbrauchvorbe-
halt, Wohnrecht oder Leibrente der Schenker verstirbt. 
Dann wird die Belastung nur entsprechend der tatsächlich 
bestehenden Dauer berücksichtigt und eventuell rückwir-
kend Schenkungsteuer festgesetzt.

Wird jedoch freiwillig zu Lebzeiten auf einen Nießbrauch, 
Wohnrecht oder Leibrente verzichtet, stellt dies immer 
eine steuerpflichtige Schenkung dar.

2. Auflagenschenkung

Das beschenkte Kind kann mit beliebigen Auflagen  
belastet werden.  
	 So können mehrfach schenkungsteuerliche Freibeträge 
ausgenutzt werden und die Auflage mindert als Gegenleis-
tung die Schenkung. 
Auflagen können z. B. Geldzahlungen an die Enkelkinder 
sein. Diese Zahlungen gelten dann als Schenkungen von 
den Großeltern. 

3. Übertragung gegen Darlehensgewährung

Um Schenkungsteuer zu vermeiden und zukünftige 
Wertsteigerungen nicht mehr mit Erbschaftsteuer zu be- 
lasten besteht die Möglichkeit ein Darlehen zu vereinbaren.  
Nach Ablauf von 10 Jahren kann dann auf weitere  
400.000 Euro vom Darlehen verzichtet werden, da dann 
der schenkungsteuerliche Freibetrag gegenüber dem Kind 
wieder zur Verfügung steht.  
	 So können Grundstückswerte „eingefroren“ werden.

Übersicht nach wieviel Jahren keine Anpassung  
mehr erfolgt, wenn die Belastung mit dem Tod  
des Berechtigten wegfällt:

Alter der Person Jahre nach deren  
Ablauf keine  

Berichtigung erfolgtmehr als bis zu

30 10

30 50 9

50 60 8

60 65 7

65 70 6

70 75 5

75 80 4

80 85 3

85 90 2

90 1

Viele Familien stehen vor dem Problem, dass bei steigenden Immobilienpreisen im Erbfall die 
Freibeträge nicht ausreichen und eine sehr hohe Erbschaftsteuer die Kinder belasten würde.

Oft reichen auch mehrere 10-Jahreszeiträume nicht mehr aus.

Es bieten sich daher verschiedene Gestaltungsvarianten:

1. Klassische Schenkung mit Nießbrauchvorbehalt, Wohnrecht oder gegen Leibrente

Beispiel:

Vermietetes 2-Familienhaus im Wert von 1,8 Mio Euro soll an die Tochter 
geschenkt werden. Die Mutter ist 70 Jahre alt und Alleineigentümer.  

	 �Im Erbfall oder bei einer reinen Schenkung wird eine  
Schenkungsteuer in Höhe von 231.800 Euro fällig.

Nach dem neuen BewG liegt die Schenkungsteuer bei ca. 350.000 Euro.

✔

✔

✔

✔
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Dieses Thema beschäftigt seit vielen Jahren Unternehmer, 
für die es meist schwierig ist, den sozialversicherungsrecht-
lichen Status zu beurteilen. Häufig werden im Rahmen 
einer Betriebsprüfung hohe Nachzahlungen für Sozialver-
sicherungsabgaben erhoben, die das Unternehmen 
erheblich belasten können.

Nunmehr sind die Beurteilungskriterien erheblich 
konkreter geworden, so dass eine Beurteilung zwar 
leichter fällt aber in vielen bisher kritischen Fällen zu 
Gunsten des Sozialversicherungsträgers ausfällt.

Um Ihnen den Überblick etwas zu erleichtern haben wir 
die wesentlichen Punkte für Sie zusammengestellt.

Für die Statusbeurteilung von Geschäftsführern und 
mitarbeitenden Gesellschaftern gelten grundsätzlich die 
gleichen Grundsätze wie für eine normale Beschäftigung 
gegen Arbeitsentgelt. Nach den neuen Regeln der 
Sozialversicherungsträger und dem Bundessozialgericht 
werden folgende Fallgruppen unterschieden:

1. Gesellschafter-Geschäftsführer           

■  �Ist der Geschäftsführer am Stammkapital der GmbH  
mit mindestens 50 % beteiligt,  
ist er sozialversicherungsfrei.

Der Geschäftsführer ist aufgrund seiner Mehrheitsbeteili-
gung in der Lage, auf die Geschicke der GmbH Einfluss  
zu nehmen.  
	 Voraussetzung ist allerdings, dass der Geschäftsführer 
alleinvertretungsberechtigt ist und im Namen der GmbH 
mit sich selbst Rechtsgeschäfte vornehmen darf (Befreiung 
von den Beschränkungen des § 181 BGB).

■  �Ist der Geschäftsführer mit weniger als 50 % am 
Stammkapital beteiligt, ist die Tätigkeit grundsätzlich 
sozialversicherungspflichtig.

Ausnahme: 

Der Minderheitsgesellschafter kann aufgrund einer in der 
Satzung festgelegten umfassenden Sperrminorität jegliche 
Beschlussfassung in der Gesellschaft vermeiden bzw. 
blockieren. Der Gesellschaftsvertrag muss daher vorsehen, 
dass Beschlüsse in der GmbH nur einstimmig möglich sind 
oder stets der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters 
bedürfen.

	 Vorsicht ist bei umfassenden Zustimmungskatalogen im 
Geschäftsführervertrag geboten, da der Geschäftsführer 
dann bei vielen Geschäften die Zustimmung der Gesell-
schaft benötigt, die nur mehrheitlich beschlossen werden 
kann.

Während der Geschäftsführer, der nicht durch 
einen Zustimmungskatalog eingeschränkt ist, frei 
handeln kann und mittels seiner Sperrminorität 
anderslautende Beschlüsse der Gesellschaft blockie-
ren kann, benötigt der durch einen Zustimmungs-

katalog eingeschränkte Geschäftsführer für 
bestimmte Rechtsgeschäfte oder Hand-
lungen die Zustimmung der Gesellschaft, 
die er aber mangels Mehrheit allein nicht 
herführen kann.

2. Mitarbeitende Gesellschafter                

■  �Alleingesellschafter:

Gesellschafter, die in der GmbH tätig sind, ohne  
Geschäftsführer zu sein, sind nur dann sozial- 
versicherungsfrei, wenn sie zu 100 % am Kapital der 
Gesellschaft beteiligt sind. Nur in diesem Fall scheidet  
ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis aus, da Alleinge-
sellschafter jederzeit ihre Leitungsmacht gegenüber dem 
Geschäftsführer ausüben und daher eine Weisung des 
Geschäftsführers beliebig aushebeln können.

■  �Mehrheitsgesellschafter:

Bei mitarbeitenden Mehrheitsgesellschaftern wird dies 
anders gesehen; die Beschäftigung ist in aller Regel 
sozialversicherungspflichtig. In diesem Fall wird von 
einer abhängigen Beschäftigung ausgegangen.

Ausnahme: 

In der Satzung ist das Weisungsrecht des  
Geschäftsführers gegenüber dem betreffenden  
Arbeitnehmer auf die Gesellschafterversammlung  
übertragen worden.  
Dies dürfte jedoch die Ausnahme sein.

	 Wichtig ist, dass außerhalb der Satzung vereinbarte 
Stimmrechte, Bindungen oder Treuhandvereinbarungen 
nunmehr keinen Einfluss auf die sozialversicherungs- 
rechtliche Beurteilung haben.

Auch die in der Vergangenheit bestehenden Regeln zur 
Familien-GmbH oder die früher geltenden Grundsätze  
der Kopf-und-Seele-Rechtsprechung sind nicht mehr 
anwendbar. Es gelten die allgemeinen Kriterien auch für 
Gesellschaften, an denen nur Familienmitglieder beteiligt 
sind. 

	 Um letztendlich Klarheit zu haben 
empfiehlt es sich dringend, ein Status-
feststellungsverfahren zu beantragen.

Seit dem 01.04.2022 prüft die Deutsche 
Rentenversicherung nicht mehr isoliert den 
sozialversicherungsrechtlichen Status 
sondern entscheidet verbindlich über den 
Erwerbsstatus, d. h. ob eine selbständige 
Tätigkeit oder eine abhängige Beschäftigung 
vorliegt. 

Denken Sie bitte daran, dass das Status-
feststellungsverfahren für alle auf Erwerb 
gerichtete Tätigkeiten möglich ist und 
bereits vor Aufnahme der Tätigkeit quasi 
vorsorglich beantragt werden kann.

Wichtig!

Bei wesentlicher Änderung der 
Beteiligungsverhältnisse,  
z. B. durch Veräußerung oder 
Beteiligung von Kindern ist eine 
erneute Beurteilung durch ein 
Feststellungsverfahren erforderlich.

Nur hierdurch wird vermieden, dass 
die Betriebsprüfung später eine andere 
Beurteilung vornimmt und es damit 
zu erheblichen Nachzahlungen von 
Sozialversicherungsbeiträgen kommt.

Versicherungsrechtliche  
Beurteilung von Geschäftsführern 
und mitarbeitenden Gesellschaftern
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PERSÖNLICHES AUS DER KANZLEI

■  �Name, Anschrift und Identifikationsnummer  
von Erwerber und Schenker / Erblasser

■  �Todestag bzw. Zeitpunkt der Schenkung
■  �Erworbene Gegenstände und deren Wert
■  �Persönliches Verhältnis
■  �Frühere Zuwendungen

	 Die Anzeige entfällt beispielsweise, wenn der Erwerb 
auf einem Testament beruht, das von einem deutschen 
Gericht eröffnet wurde oder ein inländisches Grundstück 
übertragen wurde.

Bei Planung von Schenkungen bzw. der Abwicklung von Erbschaften stellt sich schnell die Frage nach den anfallenden 
Steuerzahlungen. Diese hängen von der Steuerklasse, dem steuerlichen Freibetrag und dem Steuersatz ab.

Herzlich Willkommen!

Wir bilden aus: 
Seit 01.09.2022 dürfen wir Herrn 
Nikhil Balachander, in unserem Team 
begrüßen. Er startete seine Ausbildung 
zum Steuerfachangestellten.  
Viel Erfolg!

Unser Buchhaltungsteam 
wird seit 01.09.2022 von 
Frau Rrezzarta Thaqi 
unterstützt.

Raunächte 

Steuerklasse 

Die Steuerklasse bestimmt sich nach 
dem Verwandtschaftsgrad zwischen 
Erblasser / Schenker und Erwerber. Sie 
ist Grundlage für die steuerlichen 
Freibeträge, sowie die Steuersätze.

Steuersätze 

Beachte

Darüber hinaus steht Ehegatten und Kindern bis zum 
27. Lebensjahr bei Erbschaften ein besonderer Versor-
gungsfreibetrag zu.  
Dieser beträgt für Ehegatten 256.000 Euro und für 
Kinder je nach Alter bis zu 52.000 Euro.  
Der besondere Versorgungsfreibetrag wird gekürzt um 
steuerfreie Versorgungsbezüge, z. B. Witwen- oder 
Waisenrenten.

Die Berechnung des Steuersatzes erfolgt 
nicht gestaffelt. Wird eine Grenze über-
schritten, berechnet sich die Erbschaft- 
oder Schenkungsteuer insgesamt nach  
dem höheren Steuersatz.

Beispiel:  
Der Erwerb beträgt nach Abzug der 
Freibeträge 330.000 Euro.  
Die Erbschaftsteuer errechnet sich dem- 
nach in Steuerklasse I folgendermaßen:  
330.000 Euro x 15 % = 49.500 Euro.

Jede Schenkung und jede Erbschaft ist anzeigepflichtig. Der Erwerb ist dem zuständigen Finanzamt innerhalb von drei Monaten 
ab Kenntnis vom Erwerb schriftlich anzuzeigen. Diese Anzeige hat die für die Besteuerung relevanten Angaben zu enthalten:

Steuerklasse I Ehegatten, Lebenspartner, (Stief-) Kinder,  
Kinder verstorbener Kinder, Eltern (nur bei Erbschaft)

Steuerklasse II
Eltern (bei Schenkung), Geschwister, Neffen und Nichten, 

Stiefeltern, Schwiegerkinder, Schwiegereltern,  
geschiedene Ehegatten

Steuerklasse III alle übrigen Erwerber

Erwerb bis einschließlich Steuerklasse I Steuerklasse II Steuerklasse III

75.000 Euro 7 % 15 % 30 %

300.000 Euro 11 % 20 % 30 %

600.000 Euro 15 % 25 % 30 %

6.000.000 Euro 19 % 30 % 30 %

13.000.000 Euro 23 % 35 % 50 %

26.000.000 Euro 27 % 40 % 50 %

über 26.000.000 Euro 30 % 43 % 50 %

Freibeträge

Ehegatten / Lebenspartner:	 500.000 Euro 
Kinder & Kinder verstorbener Kinder:	 400.000 Euro 
Enkel:	 200.000 Euro 
Eltern (bei Erbschaft):	 100.000 Euro 
Steuerklasse II und III:	   20.000 Euro

Zahlen und Fakten 
zur Erbschaft- und 
Schenkungsteuer

Brauchtum in Bayern zur Weihnachtszeit:

Wir wünschen   
Ihnen ein friedliches 

und gesundes 
Weihnachtsfest

Vom 25. Dezember bis 6. Januar findet ein uraltes 
weihnachtliches Ritual in der Alpenregion statt:  
Das Räuchern. Aus einer Pfanne mit heißen 
Kohlen steigt aromatischer Rauch von Harzen und 
Kräutern auf und wird von Raum zu Raum 
getragen.  
Das Haus und der Stall werden in den zwölf 
Nächten zwischen Weihnachten und Drei-Königs-
Tag dieser Reinigungsräucherung unterzogen. 

Weihrauch, Salbei oder Wacholder ziehen dann 
durch die Räume und befreien diese vom Ballast 
des vergangenen Jahres. In manchen alpinen 
Gegenden ist der Glaube verbreitet, dass in den 

Raunächten die Tiere im Stall die  
menschliche Sprache sprechen und von  
der Zukunft berichten. Dies wird  
allerdings kein Mensch jemals hören  
können, da man in diesem Falle  
umgehend sterben würde. Auch gelten  
die Raunächte in bestimmten  
Regionen als gefährlich, sodass  
sie in früherer Zeit nur mit  
Beten und Fasten begangen  
wurden. 
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... ZUM SCHLUSS

Eine Inhaltsübersicht über die früheren Ausgaben unserer Kanzleizeitung „ALLES WAS RECHT IST“ finden Sie  
auf unserer Homepage www.haubner-stb.de unter Informationen/Unsere Kanzleizeitung.

STEUERN

Barbara Gschwendtner  
Steuerberaterin



KONTAKT

Haubner • Schäfer & Partner mbB
Eugen-Belz-Straße 13 
83043 Bad Aibling 
Telefon	080 61/49 04 0 
Telefax	 080 61/49 04 24 
kanzlei@haubner-stb.de

www.haubner-stb.de
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